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Beschlussvorschlag: 
Dem Antrag auf Projektförderung  des Trägers  gpe – Gesellschaft für psychosoziale Einrich-
tungen gGmbH wird zugestimmt, die Unterstützung ist zunächst bis zum 31.12.2012 befris-
tet. Die benötigten Haushaltsmittel für 2011 und 2012 in Höhe von jährlich je 26.700 € wer-
den bereitgestellt und in die Haushaltsplanungen aufgenommen. 
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Problembeschreibung / Begründung 
 
 
 
1. Sachverhalt 
 

unplugged – Das Beratungscafé in der Mainzer Neustadt unter der Trägerschaft der Gesell-
schaft für psychosoziale Einrichtungen gGmbH bietet mit seinem fachlich ausgereiften Ange-
bot einen Ort, an dem psychisch erkrankte oder von Erkrankung bedrohte Jugendliche und 
junge Erwachsene individuelle Lösungsmöglichkeiten für ihre vielfältigen Problemlagen fin-
den können.  

Das Projekt schließt die Lücke zwischen Kindheit, Jugend und dem Erwachsenenalter und 
zeigt auf, dass es trotz psychischer Erkrankung Perspektiven gibt, ein „normales“ Leben zu 
führen. Die betroffenen Menschen haben wenig Möglichkeiten, Unterstützung in regulären 
Jugendhilfemaßnahmen zu finden, da das Klientel häufig zu auffällig erscheint und zu kom-
plexe Problemlagen aufweist.  

Auf Grund ihres verringerten Reifegrades und der Einschränkungen durch die Erkrankung 
sind die Jugendlichen und jungen Erwachsenen häufig nicht in der Lage, verbindlichere An-
gebote wahrzunehmen. Auch das familiäre und soziale Umfeld ist starken Belastungen aus-
gesetzt und kann auf das Unterstützungsangebot zurückgreifen. Die heterogenen Bera-
tungsbedarfe stellen darüber hinaus hohe Anforderungen an Fachwissen und Kompetenz der 
Beraterinnen und Berater.  

Unkompliziert im Zugang, wie hier im niedrigschwelligen Beratungsbereich, können drohende 
Krisen schnell bearbeitet werden. Die Akzeptanz ist besser, als bei einer komplizierten Vor-
laufzeit mit Anträgen auf Unterstützung. Der bekannte Drehtüreffekt, lebenslang auf Unter-
stützung und Behandlung angewiesen zu sein, den chronisch psychische Erkrankungen mit 
sich bringen können, kann bei frühzeitiger Intervention vermieden werden, eine Chronifizie-
rung mit Langzeitbedarfen, die die Eingliederungshilfe weiter belasten, kann verhindert wer-
den.  

Von seiner Eröffnung an 2004 bis zum Jahre 2009 wurde das Beratungscafé aus Mitteln der 
Aktion Mensch gefördert. In diesem Zeitraum hat es sich als wichtiger Baustein der gemein-
depsychiatrischen Versorgung in Mainz etabliert und ist ein verlässlicher Partner im Verbund. 
Die konsequente personenzentrierte Ausrichtung, die niedrigschwellige Struktur und die Ko-
operation in einem Sozialpsychiatrischen Zentrum für Kinder, Jugendliche und junge Er-
wachsene lässt das Projekt zu einem bundesweit einmaligen, gelungenen Angebot in diesem 
Bereich werden.  

Präsenszeiten von rund 41 Stunden unter der Woche, auch in den Abendstunden, stellten 
allein im Jahr 2008 die qualifizierte Beratung von 150 Personen sicher.  

Nach Ende der Förderung durch Aktion Mensch droht trotz Eigenmitteln des Trägers gpe – 
Gesellschaft für psychosoziale Einrichtungen gGmbH die Schließung des offenen Bera-
tungsbereichs.  
 
 
2. Lösung 
 

Dem Antrag auf Projektförderung in Höhe von jährlich 26.700 EUR wird als Zuschuss zu den 
Personalkosten bis 31.12.2012 stattgegeben. Die Mittel werden über einen Verwendungs-
nachweis dokumentiert.  
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Damit wird die Beratung psychisch erkrankter oder von Erkrankung betroffener Jugendlicher 
und junger Erwachsener sichergestellt, Lebensperspektiven jenseits des Hilfesystems kön-
nen erarbeitet werden und ein direkter Übergang in die Eingliederungshilfe kann großteils 
vermieden werden.  

Die Weiterführung des Projektes ab 2013 ist kritisch zu prüfen und rechtzeitig den Gremien 
zur Beschlussfassung vorzulegen. 
 
 
3. Alternativen 
 

Das Beratungsangebot müsste ab Januar 2011 eingestellt werden.  

Es ist mit einer Verschlechterung der Versorgungslage dieser heterogenen Zielgruppe und 
mit einem Anstieg der Inanspruchnahme von Eingliederungshilfemitteln nach SGB XII zu 
rechnen. Es kann sich hierbei um eine Summe von schätzungsweise 250.000 EUR oder 
mehr handeln, die den kommunalen Haushalt belasten würde, da die Mehrheit der Bera-
tungssuchenden einen gesetzlichen Anspruch begründen.  
 
 
4. Ausgaben/Finanzierung 
 
Die erforderlichen Haushaltsmittel von jährlich 26.700 € werden für das Haushaltsjahr 2011 
und 2012 bei Leistung 410401001 und Sachkonto 541590001 im Rahmen der laufenden 
Haushaltsplanaufstellung aufgenommen. und bereitgestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen zu 2. und 3. 
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